
 
 
 

Satzung 
der Stadt Geilenkirchen 

über die Erhebung von Elternbeiträgen  
für die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für Kinder 
in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Jugendamtsbezirk 

Geilenkirchen 
 

Vom 29.06.2022 
 

in der Fassung der Änderungssatzung vom 30.05.2023 
 

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Art. 4 des Gesetzes vom 01.12.2021 (GV. NRW. S. 
1353), in Verbindung mit § 51 Abs. 1 des Gesetzes zur frühen Bil-
dung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 03.12.2019 (GV. NRW. S. 
894, 2020 S. 77), und § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch – Achtes Buch 
– (SGB VIII) in der Fassung der Bekanntmachung vom 11.09.2012 
(BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes 
vom 05.10.2021 (BGBl. I S. 4607), hat der Rat der Stadt in seiner 
Sitzung am 22.06.2022 nachfolgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Beitragspflicht und Beitragszeitraum 

 
(1) Die Stadt Geilenkirchen erhebt für die Betreuung von Kindern 

in Tageseinrichtungen sowie für die Inanspruchnahme von 
Leistungen der Kindertagespflege in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich Elternbeiträge. 

 
(2)  Beitragspflichtig sind Eltern, deren Kinder eine Tageseinrich-

tung für Kinder im Zuständigkeitsbereich der Stadt Geilenkir-
chen als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe besu-
chen oder eine durch das Jugendamt vermittelte Betreuung 
eines Kindes im Rahmen der Tagespflege in Anspruch neh-
men. Eltern im Sinne dieser Vorschrift sind auch Pflegeeltern 
eines Kindes, denen bei Vollzeitpflege nach § 33 Sozialgesetz-
buch – Achtes Buch – (SGB VIII) ein Kinderfreibeitrag nach § 
32 Einkommenssteuergesetz (EStG) gewährt wird oder die 
Kindergeld erhalten. Lebt ein Kind nur mit einem Elternteil zu-
sammen in häuslicher Gemeinschaft, so tritt dieser an die 
Stelle der Eltern. 

 
(3)  Die Eltern haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leis-

tungsfähigkeit monatlich ab dem Monat der Aufnahme des 
Kindes in eine Tageseinrichtung für Kinder oder in Tagespflege 
öffentlich-rechtliche Beiträge zu den Jahresbetriebskosten 
der Tageseinrichtungen bzw. zu den Aufwendungen für die 
Tagespflege zu entrichten. Die Eltern haften hierbei als Ge-
samtschuldner. Die Elternbeiträge werden immer für einen 
gesamten Monat erhoben, auch wenn die Inanspruchnahme 
einer Tageseinrichtung oder der Tagespflege nicht während 
des gesamten Monats erfolgt. 

 
(4)  Die Höhe der durch das Jugendamt mittels Bescheid festzu-

setzenden Beiträge richtet sich neben dem Alter des Kindes 
nach dem in Anspruch genommenen zeitlichen Umfang der 
Betreuung sowie der Höhe des Einkommens beider Eltern-
teile. Betreuungszeiten in Tageseinrichtungen und Tages-
pflege addieren sich zu einer Gesamtbetreuungszeit. Lebt ein 
Kind in häuslicher Gemeinschaft mit nur einem Elternteil, so 
ist nur das Einkommen dieses Elternteils für die Beitragsein-
stufung maßgebend. Im Falle des § 1 Abs. 2 Satz 2 dieser Sat-
zung (Pflegeverhältnis) erfolgt grundsätzlich die Einstufung in 
die Beitragsstufe 2 der Anlage zu dieser Satzung. 

(5)  Beitragszeitraum ist grundsätzlich das Kindergartenjahr. Die-
ses entspricht dem Schuljahr. Die Beitragspflicht wird durch 
Schließungszeiten in der jeweiligen Einrichtung nicht berührt. 

 
(6)  Sofern Mahlzeiten in den Tageseinrichtungen angeboten wer-

den, werden die Kosten für die Inanspruchnahme von der je-
weiligen Tageseinrichtung vor Ort erhoben. Zahlungen dies-
bezüglich sind von den Eltern unmittelbar an die Einrichtung 
zu leisten. 

 
§ 2 

Beitragshöhe und Fälligkeit 
 
(1)  Die Höhe des monatlich zu entrichtenden Elternbeitrages 

ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. Die Anlage ist Be-
standteil der Satzung. Der durch Bescheid festgesetzte mo-
natliche Beitrag ist jeweils zum 01. eines Monats im Voraus zu 
entrichten. Für schulpflichtige Kinder bis 14 Jahre, die ein Be-
treuungsangebot der Tagespflege in Anspruch nehmen, wird 
ein Beitrag analog der Kinder im Alter von 2 Jahren bis Schul-
antritt erhoben. 

 
(2)  Bei der Aufnahme und danach haben die Eltern dem Jugend-

amt unaufgefordert schriftlich anzugeben und durch die Vor-
lage geeigneter Einkommensnachweise zu dokumentieren, 
welche Einkommensstufe gemäß der Anlage zu dieser Sat-
zung unter Berücksichtigung der gebuchten Betreuungszeiten 
bei der Festsetzung der Elternbeiträge zu Grunde zu legen ist. 
In der Folge haben die Eltern jede beitragsrelevante Änderung 
in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen unver-
züglich anzugeben und durch geeignete Dokumente nachzu-
weisen. 

 
(3)  Ohne Angabe einer Einkommenshöhe und ohne den gefor-

derten Nachweis ist der höchste Elternbeitrag zu leisten. Die 
Festsetzung des Höchstbeitrages erfolgt durch Bescheid. 

 
(4) Eine Änderung des Betreuungsumfangs im laufenden Kinder-

gartenjahr zieht entsprechend der Anlage zu dieser Satzung 
eine Änderung der Höhe des Elternbeitrags ab dem Ände-
rungsmonat nach sich. 

 
(5) Ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 werden die Elternbei-

träge jeweils durch die zuvor im Rahmen des § 37 Abs. 1 KiBiz 
in der ab dem 01.08.2020 geltenden Fassung durch das Land 
NRW veröffentlichte Fortschreibungsrate fortgeschrieben 
und angepasst. Die sich ergebenden Beitragstabellen sind im 
Rahmen der Bestimmtheit als Satzungsänderung durch den 
Rat der Stadt zu verabschieden. 

 
§ 3 

Beitragsbefreiungen 
 
(1)  Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-

tungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die bis zum 30. 
September das vierte Lebensjahr vollendet haben werden, ist 
ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kinder-
gartenjahres bis zur Einschulung beitragsfrei. 

(2)  Besuchen zwei oder mehr Kinder von Personen, die nach § 1 
Abs. 2 dieser Satzung beitragspflichtig sind, gleichzeitig eine 
Tageseinrichtung oder nehmen Betreuungsangebote der Ta-
gespflege in Anspruch, wird ein Elternbeitrag nur für ein Kind 
erhoben. Sofern für ein Kind eine Beitragsbefreiung nach § 3 
Abs. 1 dieser Satzung besteht, wird für die weiteren Kinder 
kein Beitrag erhoben. 

 
(3)  Ergeben sich bei mehreren gleichzeitig betreuten Kindern un-

terschiedlich hohe Beiträge, so ist für die Festsetzung des zu 
entrichtenden Elternbeitrages der höchste sich ergebende 
Beitrag maßgebend. 
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(4)  Es wird kein Beitrag erhoben, wenn Eltern oder Kinder Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II, 
Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des SGB XII, 
Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungs-
gesetzes beziehen oder wenn die Eltern des Kindes Kinderzu-
schlag gemäß § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. 

 
§ 4 

Einkommen 
 
(1)  Einkommen im Sinne dieser Satzung ist die Summe der positi-

ven Einkünfte der Eltern im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 
Einkommenssteuergesetzes, demnach die Bruttoeinkünfte 
abzüglich der nachgewiesenen Werbungskosten. Werbungs-
kosten werden i. H. des durch die Finanzbehörde anerkannten 
Betrages berücksichtigt. Liegt kein Steuerbescheid vor, wird 
die jeweils gültige Werbungskostenpauschale zugrunde ge-
legt. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Einkommensar-
ten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten 
ist nicht zulässig.  

 Dem Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Ein-
künfte, Unterhaltsleistungen, Lohnersatzleistungen sowie die 
zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen 
Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbei-
trag gezahlt wird, hinzuzurechnen.  

 Bei Einkünften aus selbstständiger Tätigkeit ist der erwirt-
schaftete Gewinn maßgebend. 

 
(2)  Das Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz und ent-

sprechenden Vorschriften sowie das Baukindergeld des Bun-
des sind nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem Bun-
deselterngeld- und Elternzeitgesetz ist bis zu einer Höhe von 
300,00 € nicht hinzuzurechnen. 

 
(3)  Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsver-

hältnis oder aufgrund der Ausübung eines Mandats und steht 
ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine le-
benslängliche Versorgung oder an dieser Stelle eine Abfin-
dung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nachzuversichern (Beamte, Richter, Pfarrer, Lehrer, Soldaten 
etc.), dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkom-
men ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäf-
tigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des Mandats 
hinzuzurechnen. 

(4)  Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 
6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von 
dem nach Abs. 1 ermittelten Einkommen abzuziehen. 

 
(5)  Maßgebend ist das Einkommen des gesamten Kalenderjahres, 

für das der Elternbeitrag festgesetzt werden soll. Es gilt das 
Jährlichkeitsprinzip. Soweit das Jahreseinkommen im Sinne 
des Satzes 1 nicht feststeht, ist der Elternbeitrag vorläufig 
festzusetzen. Hierbei ist hilfsweise auf das Jahreseinkommen 
des vorangegangenen Kalenderjahres oder auf das zu erwar-
tende Jahreseinkommen abzustellen. 

 
(6)  Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zu einem hö-

heren Elternbeitrag führen können, sind unverzüglich anzuge-
ben. Bei Überprüfung einer bereits erfolgten oder einer erst-
maligen rückwirkenden Beitragsfestsetzung wird das tatsäch-
liche Einkommen im Jahr der Beitragspflicht zugrunde gelegt. 

 
§ 5 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2022 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt 
tritt die Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die In-
anspruchnahme von Betreuungsangeboten in Tageseinrichtungen 
für Kinder und der Tagespflege im Jugendamtsbezirk Geilenkir-
chen vom 24.08.2018 außer Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage 
zur Satzung der Stadt Geilenkirchen über die Erhebung von Eltern-
beiträgen für die Inanspruchnahme von Betreuungsangeboten für 
Kinder in Tageseinrichtungen und in Tagespflege im Jugendamts-
bezirk Geilenkirchen 
 

 
Elternbeitragstabelle ab 01.08.2023 

 

  2 Jahre bis Schuleintritt unter 2 Jahre 

Jahreseinkommen 25 Stunden 35 Stunden 45 Stunden 25 Stunden 35 Stunden 45 Stunden 

bis        30.000,- € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

bis        38.000,- €        54,20 €         62,83 €         87,47 €         96,10 €       135,51 €       175,52 €  

bis        50.000,- €        91,28 €       105,02 €       143,78 €       145,04 €       203,81 €       261,30 €  

bis        62.000,- €      143,78 €       165,03 €       222,55 €       192,54 €       268,81 €       346,33 €  

bis        74.000,- €      188,81 €       217,53 €       295,06 €       217,53 €       303,82 €       391,33 €  

bis        86.000,- €      226,31 €       260,07 €       353,84 €       261,30 €       365,10 €       470,09 €  

bis        98.000,- €      263,81 €       303,82 €       412,58 €       305,08 €       426,36 €       548,85 €  

bis      110.000,- €      296,87 €       348,29 €       472,68 €       339,94 €       474,83 €       611,57 €  

über   110.000,- €      333,82 €       397,23 €       538,89 €       379,23 €       529,64 €       682,39 €  

 


